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Empfehlung fur eine
EMPFEHLUNG DES RATES

zum nationalen Reformprogramm Italiens 2016

mit einer Stellungnahme des Rates zum Stabilitatsprogramm Italiens 2016

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestutzt auf den Vertrag Uber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf
Artikel 121 Absatz 2 und Artikel 148 Absatz 4,

gestutzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates vom 7. Juli 1997 (iber den Ausbau
der haushaltspolitischen Uberwachung und der Uberwachung und Koordinierung der
Wirtschaftspolitiken®, insbesondere auf Artikel 5 Absatz 2,

gestitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 1176/2011 des Europdischen Parlaments und des Rates
vom 16. November 2011 dber die Vermeidung und Korrektur makrotkonomischer
Ungleichgewichte?, insbesondere auf Artikel 6 Absatz 1,

auf Empfehlung der Europaischen Kommission®,

unter Beriicksichtigung der EntschlieRungen des Europaischen Parlaments®,
unter Beriicksichtigung der Schlussfolgerungen des Europdischen Rates,
nach Stellungnahme des Beschaftigungsausschusses,

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Finanzausschusses,

nach Stellungnahme des Ausschusses flr Sozialschutz,

nach Stellungnahme des Ausschusses fiir Wirtschaftspolitik,

in Erwédgung nachstehender Griinde:

(1) Am 26. November 2015 nahm die Kommission den Jahreswachstumsbericht® an, mit
dem das Europdische Semester der wirtschaftspolitischen Koordinierung 2016
eingeleitet wurde. Die Prioritditen des Jahreswachstumsberichts wurden am
17./18. Mérz 2016 vom Européischen Rat gebilligt. Am 26. November 2015 nahm
die Kommission auf der Grundlage der Verordnung (EU) Nr.1176/2011 den
Warnmechanismus-Bericht® an, in dem sie Italien als einen der Mitgliedstaaten
nannte, fiir die eine eingehende Uberpriifung durchzufithren sei. Am selben Tag
nahm die Kommission auch eine Empfehlung fiir eine Empfehlung des Rates zur
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Wirtschaftspolitik des Euro-Wahrungsgebiets’ an. Diese Empfehlung wurde am
18./19. Februar 2016 vom Europdischen Rat gebilligt und am 8. Méarz 2016 vom Rat
verabschiedet. Als Land, dessen Wé&hrung der Euro ist, und angesichts der engen
Verflechtungen zwischen den Volkswirtschaften in der Wirtschafts- und
Waéhrungsunion sollte Italien die vollstdndige und fristgerechte Umsetzung der
Empfehlung sicherstellen.

Der Landerbericht 2016 fiir Italien® wurde am 26. Februar 2016 verdffentlicht. Darin
wurden die Fortschritte Italiens bei der Umsetzung der vom Rat am 14. Juli 2015
verabschiedeten landerspezifischen Empfehlungen und bei der Verwirklichung seiner
nationalen Ziele im Rahmen von Europa 2020 bewertet. Der Landerbericht enthielt
auBerdem die eingehende Uberprifung nach Artikel 5 der Verordnung (EU)
Nr. 1176/2011. Am 8. Méarz 2016 legte die Kommission die Ergebnisse der
eingehenden Uberpriifung vor. ° Die Kommission gelangt aufgrund ihrer Analyse zu
dem Schluss, dass in Italien Ubermé&liige makrotkonomische Ungleichgewichte
bestehen. Es ist insbesondere das schleppende Produktivitatswachstum, das die
Wiederherstellung der Wettbewerbsfahigkeit behindert und den Abbau des hohen
offentlichen Schuldenstands erschwert. Die Gefahr nachteiliger Auswirkungen auf
die italienische Wirtschaft und — angesichts deren Grofie — von negativen Spillover-
Effekten auf die Wirtschafts- und Wahrungsunion ist erheblich.

Am 28. April 2016 Ubermittelte Italien sein nationales Reformprogramm 2016 und
sein Stabilitatsprogramm 2016. Um wechselseitigen Zusammenhéangen Rechnung zu
tragen, wurden beide Programme gleichzeitig bewertet.

Die einschlagigen  l&nderspezifischen  Empfehlungen  wurden  bei  der
Programmplanung der Europdischen Struktur- und Investitionsfonds fir den
Zeitraum 2014-2020 beriucksichtigt. Gemall Artikel 23 der Verordnung (EU)
Nr. 1303/2013 kann die Kommission einen Mitgliedstaat zur Uberarbeitung seiner
Partnerschaftsvereinbarung und der jeweiligen Programme und zur Unterbreitung
von Anderungsvorschlagen auffordern, wenn dies fiir die Férderung der Umsetzung
der einschldagigen Empfehlungen des Rates notwendig ist. In den Leitlinien fir die
Anwendung von MaRnahmen zur Schaffung einer Verbindung zwischen der
Wirksamkeit der européischen Struktur- und Investitionsfonds und der
ordnungsgemaRen wirtschaftspolitischen Steuerung® hat die Kommission erlutert,
wie sie diese Bestimmung anzuwenden gedenkt.

Italien unterliegt zurzeit der praventiven Komponente des Stabilitats- und
Wachstumspakts sowie der Ubergangsregelung fiir den Schuldenabbau im Zeitraum
2013-2015. Dem Stabilitatsprogramm zufolge hat die 6ffentliche Schuldenquote im
Jahr 2015 mit 132,7 % des BIP ihren Hochststand erreicht und wird bis 2019
allméhlich auf 123,8 % des BIP zuriickgehen. Laut Friihjahrsprognose 2016 der
Kommission soll sich die Schuldenquote 2016 stabilisieren und erst ab 2017
geringfugig sinken. Die Umsetzung des umfangreichen Privatisierungsprogramms,
das die italienischen Behdrden vorgelegt haben, ist angesichts seines erwarteten
Beitrags zum Schuldenabbau eine zentrale Herausforderung fur Italien. Im Jahr 2015
wurden die Privatisierungen planméfiig umgesetzt, doch das Ziel, im Zeitraum 2016-
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2018 Privatisierungserlése in Hohe von 0,5 % pro Jahr und im Jahr 2019 in Hohe
von 0,3 % zu generieren, scheint unter anderem im Hinblick auf die bei einigen
Privatisierungsprojekten aufgetretenen Verzogerungen sehr ehrgeizig. Das den
Haushaltsprojektionen zugrunde liegende makrookonomische Szenario ist plausibel.

Am 18. Mai 2016 veroffentlichte die Kommission einen Bericht nach Artikel 126
Absatz 3 AEUV, da Italien 2015 keine ausreichenden Fortschritte im Hinblick auf
die Einhaltung der Schuldenregel erzielt hatte. Die Analyse berlicksichtigte alle
einschlagigen Faktoren und ergab, dass das Schuldenstandskriterium als eingehalten
bewertet werden sollte. Die Kommission wird ihre Bewertung in einem neuen
Bericht gemalR Artikel 126 Absatz 3 des Vertrags auf der Grundlage ihrer
Herbstprognose 2016 Uberprifen, wenn Informationen zum weiteren Verlauf des
Anpassungspfads in Richtung auf das mittelfristige Haushaltsziel fur 2017 zur
Verfligung stehen.

Im Frahjahr 2015 wurde Italien eine vorlbergehende Abweichung vom
erforderlichen Anpassungspfad in Richtung auf das mittelfristige Haushaltsziel im
Jahr 2016 um 0,4 Prozentpunkte des BIP gewahrt, um umfangreichen
Strukturreformen mit positiven Auswirkungen auf die langfristige Tragfahigkeit der
offentlichen Finanzen Rechnung zu tragen. In seiner Ubersicht (iber die
Haushaltsplanung 2016 ersuchte Italien um eine weitere voriibergehende
Abweichung vom erforderlichen Anpassungspfad in Richtung auf das mittelfristige
Haushaltsziel im Jahr 2016 um 0,1 Prozentpunkte des BIP, um anderen
Strukturreformen mit positiven Auswirkungen auf die langfristige Tragfahigkeit der
offentlichen Finanzen Rechnung zu tragen. Die Einzelheiten dieser Reformen sind
dem nationalen Reformprogramm lItaliens fir 2016 zu entnehmen, das diese
Reformagenda weitgehend bestatigt. Dem Programm zufolge werden in folgenden
Bereichen Reformen mit Auswirkungen auf die Tragfahigkeit der o6ffentlichen
Finanzen durchgefihrt: 1) 6ffentliche Verwaltung und Vereinfachung, ii) Produkt-
und Dienstleistungsmarkte, iii) Arbeitsmarkt, iv) Ziviljustiz, v) Bildungswesen, vi)
Verlagerung der Steuerlast, vii) MalRnahmen zum Abbau des Bestands an
notleidenden Krediten sowie Reformen beim Insolvenzrecht, und viii)
Ausgabeniberprifung als FinanzierungsmaRnahme. Die Schéatzungen der Behorden,
wonach sich die Auswirkungen samtlicher Reformen auf das reale BIP auf
2,2 Prozentpunkte bis 2020 belaufen, erscheinen plausibel. Bei einer vollstandigen
und fristgerechten Umsetzung werden sich diese Reformen positiv auf die
Tragfahigkeit der 6ffentlichen Finanzen auswirken. Der aktuellen Bewertung zufolge
kommt Italien fur die gesamte beantragte voribergehende Abweichung in H6he von
0,5 Prozentpunkten des BIP im Jahr 2016 in Frage, sofern es die vereinbarten
Reformen hinreichend umsetzt, was im Rahmen des Europaischen Semesters zu
beobachten sein wird, und vorbehaltlich der in Erwédgungsgrund 10 enthaltenen
Bedingungen.

In seiner Ubersicht iiber die Haushaltsplanung 2016 ersuchte Italien um eine weitere
voriibergehende Abweichung vom erforderlichen Anpassungspfad in Richtung auf
das mittelfristige Haushaltsziel im Jahr 2016 um 0,3 Prozentpunkte des BIP, um
nationalen Investitionsausgaben im Rahmen von durch die EU kofinanzierten
Projekten Rechnung zu tragen. Die Angaben des Stabilitatsprogramms 2016
scheinen zu bestatigen, dass Italiens Abweichung vom Anpassungspfad in Richtung
auf das mittelfristige Haushaltsziel im Jahr 2016 tatséchlich fur die Zwecke von
Investitionssteigerungen genutzt wird. Dennoch bestehen nach wie vor gewisse
Zweifel, ob der gesamte veranschlagte Betrag an kofinanzierten Investitionen im
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Laufe des Jahres 2016 tatsachlich aufgewendet werden kann. Der aktuellen
Bewertung zufolge kommt Italien flir eine voribergehende Abweichung in Hohe von
0,25 Prozentpunkten des BIP im Jahr 2016 in Frage, sofern es die geplanten
Investitionen durchfiihrt, und vorbehaltlich der in Erwagungsgrund 10 enthaltenen
Bedingungen. Die Kommission wird eine Ex-post-Bewertung durchfuhren, um zu
priifen, welchen Betrag das Land tatséchlich flr kofinanzierte Investitionsprojekte
aufgewendet hat und welche Abweichung Italien daftir im Rahmen der sogenannten
LInvestitionsklausel* zugestanden werden kann.

Im Stabilitatsprogramm 2016 wird darauf hingewiesen, dass die budgetéren
Auswirkungen des aullergewohnlichen Zustroms wvon Flichtlingen und der
auflergewohnlichen  SicherheitsmalRnahmen erheblich seien und dies als
aullergewohnliches Ereignis, das sich der Kontrolle der Regierung entzieht, im Sinne
von Artikel 5 Absatz 1 und von Artikel 6 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1466/97
betrachtet werden sollte. Nach Ansicht der Kommission entsprechen die zusatzlichen
Auswirkungen den Schatzungen im Stabilitdtsprogramm und belaufen sich auf
0,03 % des BIP im Jahr 2015 und 0,04 % im Jahr 2016 fir Ausgaben fiir Flichtlinge
und auf 0,06 % des BIP im Jahr 2016 fur Sicherheitsmanahmen. In diesem
Zusammenhang ersuchte Italien darum, voriibergehend vom Anpassungspfad in
Richtung auf das mittelfristige Haushaltsziel abweichen zu dirfen. Die
Bestimmungen nach Artikel 5 Absatz 1 und Artikel 6 Absatz 3 der Verordnung (EG)
Nr. 1466/97 ermdglichen eine Beriicksichtigung dieser zusétzlichen Ausgaben, da
der Flichtlingszustrom und die akute terroristische Bedrohung auRergewohnliche
Ereignisse darstellen, die erhebliche Auswirkungen auf die 6ffentlichen Finanzen
Italiens haben, deren Tragféhigkeit durch die Gewéhrung einer Abweichung vom
Anpassungspfad in Richtung auf das mittelfristige Ziel nicht gefahrdet wirde. Um
die zuséatzlichen Kosten fir Flichtlinge zu berticksichtigen, wurde die erforderliche
Anpassung in Richtung auf das mittelfristige Haushaltsziel fur 2015 daher nach
unten Kkorrigiert. Was 2016 anbelangt, wird im Frihjahr 2017 auf der Grundlage der
von den italienischen Behdrden bereitgestellten beobachteten Daten eine endgliltige
Bewertung vorgenommen, die auch die beriicksichtigungsfahigen Werte umfassen
wird.

In ihrer Stellungnahme zur Ubersicht tber die Haushaltsplanung Italiens fir 2016
wies die Kommission darauf hin, dass sie im Rahmen der Gesamtbewertung der
Madglichkeit einer Abweichung vom Anpassungspfad in Richtung auf das
mittelfristige Haushaltsziel unter Berlcksichtigung der Empfehlungen des Rates
Erwagungen zur moglichen Gewéhrung einer Flexibilitat im Rahmen des SWP fir
Italien beriicksichtigen und dabei den Fragen, ob die Abweichung vom
Anpassungspfad tatsachlich fiir die Zwecke von Investitionssteigerungen genutzt
wird, ob glaubwirdige Pléane fiir den weiteren Verlauf des Anpassungspfads in
Richtung auf das mittelfristige Haushaltsziel vorliegen und welche Fortschritte bei
der Umsetzung der Strukturreformagenda erzielt werden, besondere Aufmerksamkeit
schenken werde. Die Kommission ist der Auffassung, dass Italien fur 2016 in
Anbetracht  seiner  Fortschritte  bei  der  Strukturreformagenda,  seiner
Investitionsvorhaben und seiner Zusage, den Anpassungspfad in Richtung auf das
mittelfristige Haushaltsziel im Jahr 2017 einzuhalten — was die Kommission im
Herbst erneut prifen wird —, eine weitere Abweichung in Ho6he von
0,35 Prozentpunkten des BIP zugestanden werden kann.
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Laut Frihjahrsprognose 2016 der Kommission besteht unter Berlicksichtigung der
fiir Investitionen und die Umsetzung von Strukturreformen gewahrten Abweichung
angesichts der projizierten Verschlechterung des strukturellen Saldos um -0,7 % des
BIP im Jahr2016 das Risiko einer gewissen Abweichung von Italiens
Verpflichtungen unter der préventiven Komponente des Stabilitdts- und
Wachstumspakts. Unter der Annahme einer unverénderten Politik ergibt sich nach
der Prognose der Kommission fiir 2017 eine strukturelle Anstrengung von Null, was
auf ein Risiko einer signifikanten Abweichung von der erforderlichen strukturellen
Anpassung in Hohe von 0,6 % des BIP deutet.

Ausgehend von seiner Bewertung des Stabilitatsprogramms 2016 und unter
Berticksichtigung der Frihjahrsprognose 2016 der Kommission besteht nach
Auffassung des Rates insgesamt die Gefahr, dass Italien gegen die Bestimmungen
des Stabilitats- und Wachstumspakts verstofit. Wenn Informationen zum weiteren
Verlauf des Anpassungspfads in Richtung auf das mittelfristige Haushaltsziel fir
2017 in Italien und unter anderem seine Ubersicht tiber die Haushaltsplanung 2017
zur Verfugung stehen, wird die Kommission auf der Grundlage ihrer Herbstprognose
2016 die Einhaltung der erforderlichen Anpassung in Richtung auf das mittelfristige
Haushaltsziel erneut prifen.

Zwar wird der haushaltspolitische Rahmen derzeit reformiert, doch wurden bisher
nur  wenige  Schritte  unternommen, um  sicherzustellen, dass die
Ausgabeniberprifung zur Haushaltskonsolidierung beitrdgt. So wurden die
Zielwerte der Ausgabenuberpriufung weiter herabgesetzt, und die Tatsache, dass die
Ausgabentberprifung nicht vollstandig in das Haushaltsverfahren integriert ist,
belastet die Wirksamkeit des Prozesses insgesamt. Mit der VVollendung der seit 2009
laufenden umfassenden Reform des Haushaltsverfahrens soll diesem Mangel
abgeholfen und dem Haushaltsverfahren ein starker leistungsorientierter
Schwerpunkt gegeben werden. Um die langfristige Tragféhigkeit der Offentlichen
Finanzen zu verbessern, ist es auBerdem wichtig, die Umsetzung des
Privatisierungsplans zu beschleunigen. Das italienische Steuersystem belastet die
Effizienz der Wirtschaft und hat weiterhin eine Reihe von Herausforderungen zu
bewdltigen. Dazu zdhlen die auBerordentlich schwache Steuerdisziplin und die
Uberfallige Reform der Steuervergiinstigungen — insbesondere der erméafigten
Mehrwertsteuersétze — sowie des veralteten Katasterwertsystems. All diese Punkte
sind Gegenstand des Erméachtigungsgesetzes fur die Steuerreform, wurden aber nicht
oder nur teilweise umgesetzt. Dariiber hinaus scheinen jungere Entwicklungen — wie
etwa die Abschaffung der Immobiliensteuer fir den Hauptwohnsitz — dem Ziel
zuwider zu laufen, die Steuerbemessungsgrundlage zu erweitern und die Steuerlast
von den Produktionsfaktoren auf Eigentum und Verbrauch zu verlagern.

Die Reform der offentlichen Verwaltung ist eine wichtige MalRnahme fur Italien:
Durch die Annahme und Umsetzung der erforderlichen Dekrete kdnnten unter
anderem Effizienzsteigerungen und Qualitatsverbesserungen im 6ffentlichen Sektor
maoglich werden. Die italienische Regierung hat im Januar 2016 Dekrete zu
staatlichen Unternehmen und lokalen offentlichen Dienstleistungen vorgeschlagen
und plant ein weiteres Dekret zu den Beschaftigungsverhaltnissen im &ffentlichen
Dienst; diese Dekrete sind von besonderer Bedeutung, um die Ursachen der
Ineffizienzen zu beheben. Zwar wurden vor Kurzem Malihahmen zur Intensivierung
der Korruptionsbekampfung eingefiihrt, unter anderem hohere Strafen und langere
Verjahrungsfristen fir bestimmte Korruptionsdelikte, doch steht die seit Langem
empfohlene systematische Uberarbeitung der Verjihrungsvorschriften nach wie vor
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aus. Ein anderes ernstzunehmendes Problem ist der Buchhaltungsbetrug. Im
Justizwesen stellen die langwierigen Gerichtsverfahren und die hohe Zahl der
anhéngigen zivil- und handelsrechtlichen Streitsachen weiterhin eine groRe
Herausforderung dar. Inwieweit die von Italien in den letzten Jahren ergriffenen
Malnahmen zur Behebung dieser Probleme ausreichen oder durch zusatzliche
MaRnahmen erganzt werden mussen, ist weiterhin genau zu beobachten.

Bei der Verbesserung der Aktiva-Qualitat im Bankensektor sind einige Fortschritte
zu verzeichnen. Obwohl sich die Zunahme neuer notleidender Kredite in den letzten
Monaten verlangsamt hat, bleibt ihr Bestand sehr hoch und belastet weiterhin die
Rentabilitdt und Liquiditat der Banken. Auch tragen die italienischen Insolvenz- und
Beitreibungsverfahren kaum zur zligigen Sanierung der notleidenden Kredite bei.
Seit Mitte 2015 wurden mehrere Gesetze verabschiedet, die auf die Vereinfachung
und Beschleunigung von Insolvenz- und Zwangsvollstreckungsverfahren abzielen,
und es wurde ein Entwurf fir ein Ermé&chtigungsgesetz zur strukturellen
Reformierung des Insolvenzrechts vorgelegt. Die Auswirkungen dieser Reformen auf
die Dauer der Verfahren und die Rickgewinnung bleiben abzuwarten. Seit Anfang
2015 hat Italien verschiedene MafRnahmen beschlossen, um die Schwéchen in der
Leitungsstruktur seiner Banken zu beheben; dies gilt insbesondere fiir die groRen
genossenschaftlichen Banken, fir stiftungsgefiihrte Banken und fir kleinere Banken
auf Gegenseitigkeit. Die volistdandige Umsetzung dieser Reformen wiurde die
Widerstandsféhigkeit des Bankensektors verbessern und eine effektivere
Kreditvergabe an die Realwirtschaft ermdéglichen. Wahrend der Bankensektor
aufgrund seiner schwachen Kosteneffizienz mit Rentabilitdtsproblemen und
Schwierigkeiten bei der internen Kapitalbeschaffung zu kampfen hat, stellt ihn das
konjunkturelle Umfeld mit seinem geringen Wirtschaftswachstum und niedrigen
Zinsniveau  vor  eine  weitere  Herausforderung. Der  neue  EU-
Bankenabwicklungsrahmen hat sich auf das Risikoprofil von Bankanleihen
ausgewirkt, von denen viele von italienischen Kleinanlegern gehalten werden;
entsprechende Finanzkompetenzen der Bevolkerung sind daher sehr wichtig.

Im Jahr 2015 hat Italien mittels des ,,Jobs Act* seinen Arbeitsmarkt grundlegend
reformiert. Fir die Aktivierung der vom Arbeitsmarkt weiter entfernten Personen —
insbesondere von Langzeitarbeitslosen und jungen Menschen — ist die Durchfiihrung
der Reform der aktiven Arbeitsmarktpolitik unabdingbar. In diesem Bereich stellen
sich derzeit eine Reihe von administrativen, politischen und ressourcenbezogenen
Herausforderungen. So sind inshesondere eine Starkung der G&ffentlichen
Arbeitsvermittlung und die genaue Uberwachung der Vermittlungsleistungen
vonnoten. Die betriebliche Ausbildung wurde reformiert und steht nunmehr auch
Erwachsenen offen, die ihre Arbeitsstelle verloren haben, allerdings ist die
Umsetzung des neuen Systems noch nicht abgeschlossen. Dezentrale
Lohnverhandlungen, die innovative L&sungen innerhalb von Unternehmen
ermoglichen und zur Verbesserung der Produktivitdt und zur Anpassung der Lohne
an die Arbeitsmarktlage beitragen koénnten, sind in Italien nicht ausreichend
entwickelt. Die MalRnahmen in diesem Bereich sind in Abstimmung mit den
Sozialpartnern und im Einklang mit nationalen Gepflogenheiten zu ergreifen. Fur die
Reform der Tarifverhandlungen haben die Sozialpartner noch keine Einigung erzielt;
GemaR dem nationalen Reformprogramm ist Ende 2016 mit einer Reform zu
rechnen. Die Erwerbsbeteiligung der Frauen z&hlt zu den niedrigsten in der EU.
Frauen sind Uberwiegend in atypischen und prekdren Arbeitsverhaltnissen
beschéftigt, bilden die Mehrheit der Arbeitnehmer mit nicht regulédrem
Beschéftigungsvertrag und sind in besonderem Mal3e von der informellen Wirtschaft
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betroffen. Das Besteuerungs- und Sozialleistungssystem birgt abschreckende
Nachteile fir Zweitverdiener und das Beschaftigungsgesetz hat dieses Problem nicht
wirksam gelost. Die begrenzte Verfigbarkeit erschwinglicher
Betreuungsmaglichkeiten behindert zusatzlich die Erwerbsbeteiligung von Frauen
mit Kindern oder alteren Angehorigen. Die Armut ist hoch — mehr als ein Viertel der
Italiener sind von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedroht - und
Sozialhilfeleistungen sind nach wie vor schwer zuganglich und fragmentiert. Die
Annahme und Umsetzung der nationalen Strategie zur Armutsbekampfung und die
Rationalisierung der Sozialausgaben konnten erste Malinahmen zur schrittweisen
Einflhrung eines landesweiten und insgesamt haushaltsneutralen
Grundsicherungssystems sein. Bei der Reform des Bildungswesens wurden
substanzielle Fortschritte erzielt. Die Schulreform wurde im Juli 2015 verabschiedet
und die Dekrete zu ihrer Umsetzung sollen spétestens im Januar 2017 angenommen
werden.

Bei der Starkung des Wettbewerbs im Dienstleistungssektor wurden begrenzte
Fortschritte erzielt. Das Parlament berdt noch immer Uber das j&hrliche
Wettbewerbsgesetz von 2015. Eine Reihe von Bestimmungen (z. B. die Rechtsberufe
betreffend) wurden im parlamentarischen Verfahren verwassert. Eine Reihe von
Bereichen sind nach wie vor zu stark geschutzt und reguliert, dies gilt vor allem fur
die reglementierten Berufe, das Gesundheitswesen, den Offentlichen Nahverkehr,
Taxis, Hé&fen und Flughé&fen. Der Einzelhandel wird durch verschiedene
Ineffizienzen behindert, die auf die strenge Marktregulierung zurickzufihren sind.
Das offentliche Verfahren zur Vergabe von Rechten fur wirtschaftliche Té&tigkeiten
im Bereich des Gemeinwohls ist nicht wettbewerbsfordernd, insbesondere was die
Vergabe von Genehmigungen ohne Offentliche Ausschreibungen und in
intransparenten Verfahren anbelangt. Marktoffnungsmalinahmen missen durch ein
unternehmensfreundliches Umfeld unterstitzt werden. Im Hinblick auf eine
einfachere und effizientere Zusammenarbeit zwischen den nationalen und den
regionalen Behorden wurden im Rahmen der Vereinfachungsagenda 2015-2017
einige Fortschritte erzielt. Das Unternehmensumfeld in Italien ist jedoch noch immer
nicht ausreichend wachstums- und investitionsorientiert und leidet unter einem
fragmentierten und mehrschichtigen System von auf verschiedenen Ebenen des
Staates erlassenen Gesetzen und Vorschriften. Der Verwaltungs- und
Regelungsaufwand stellt weiterhin eine Belastung fir die Wirtschaftsbeteiligten dar.
Die vorhandenen  Starken in  Bezug auf  Unternehmensgriindungen
und -abwicklungen werden durch Mangel bei der Erteilung von Baugenehmigungen,
bei der Vertragsdurchsetzung, der Steuererhebung und der Kreditaufnahme zunichte
gemacht. Die Umsetzung der Anfang 2016 angenommenen nationalen Strategie fur
das Offentliche Auftragswesen kdnnte auch dazu beitragen, einige Systemrisiken und
weit verbreitete Schwachstellen zu beheben.

Im Rahmen des Europdischen Semesters hat die Kommission die Wirtschaftspolitik
Italiens umfassend analysiert und diese Analyse im Léanderbericht 2016
verOffentlicht. Sie hat auch das Stabilitdtsprogramm und das nationale
Reformprogramm sowie die MalRnahmen zur Umsetzung der an Italien gerichteten
Empfehlungen der VVorjahre bewertet. Dabei hat sie nicht nur deren Relevanz fiir eine
auf Dauer tragfdhige Haushalts-, Sozial- und Wirtschaftspolitik in Italien
berticksichtigt, sondern angesichts der Notwendigkeit, die wirtschaftspolitische
Steuerung der EU insgesamt durch auf EU-Ebene entwickelte VVorgaben fir kiinftige
nationale Entscheidungen zu verstarken, auch deren Ubereinstimmung mit EU-
Vorschriften und -Leitlinien beurteilt. Thre Empfehlungen im Rahmen des
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Européischen Semesters spiegeln sich in den nachstehenden Empfehlungen 1 bis 5
wider.

Vor dem Hintergrund dieser Bewertung hat der Rat das Stabilitatsprogramm geprift;
seine Stellungnahme®® hierzu spiegelt sich insbesondere in der nachstehenden
Empfehlung 1 wider. —

Vor dem Hintergrund der eingehenden Uberpriifung durch die Kommission und
dieser Bewertung hat der Rat das nationale Reformprogramm und das
Stabilitatsprogramm gepruft. Seine Empfehlungen gemal Artikel 6 der Verordnung
(EU) Nr. 1176/2011 spiegeln sich in den nachstehenden Empfehlungen 1 bis 5 wider

EMPFIEHLT, dass Italien 2016 und 2017

1.

die voriibergehende Abweichung von der geforderten Anpassung in Richtung auf das
mittelfristige Haushaltsziel in Hohe von 0,5 % des BIP im Jahr 2016 auf die fur
Investitionen und die Umsetzung von Strukturreformen zugestandene Abweichung
von maximal 0,75% des BIP beschrankt, vorausgesetzt, es kehrt 2017 zum
Anpassungspfad in Richtung auf das mittelfristige Haushaltsziel zuriick; eine
jahrliche Haushaltskorrektur von mindestens 0,6 % des BIP in Richtung auf das
mittelfristige ~ Haushaltsziel  fir 2017 erreicht; die  Umsetzung des
Privatisierungsprogramms  beschleunigt und die  daraus resultierenden
Mehreinnahmen dazu nutzt, den Abbau des gesamtstaatlichen Schuldenstands
voranzutreiben; die Steuerlast von den Produktionsfaktoren auf Verbrauch und
Eigentum verlagert; die Zahl und den Umfang der Steuerverguinstigungen verringert
und die Reform des Katastersystems bis Mitte 2017 vollendet; Malinahmen ergreift,
um die Steuerdisziplin zu verbessern, unter anderem durch die Einfihrung
elektronischer Rechnungsstellung und Zahlungen;

die Reform der offentlichen Verwaltung durchfiihrt, indem es s&mtliche
erforderlichen Dekrete erldsst und umsetzt, insbesondere diejenigen, die die Reform
der lokalen o6ffentlichen Unternehmen, der lokalen 6ffentlichen Dienstleistungen und
der Verwaltung der Humanressourcen betreffen; entschlossener gegen Korruption
vorgeht, indem es bis Ende 2016 die Verjahrungsvorschriften Gberarbeitet; die
zivilrechtlichen Verfahren verkurzt, indem es Reformen durchsetzt und eine
wirksame Fallbearbeitung erméglicht;

den Abbau des Bestands an notleidenden Krediten beschleunigt, indem es unter
anderem die Insolvenz- und Beitreibungsverfahren weiter verbessert; die Umsetzung
der laufenden Reformen der Leitungsstrukturen im Bankensektor zugig zum
Abschluss bringt;

die Reform der aktiven Arbeitsmarktpolitik umsetzt, indem es insbesondere die
Wirksamkeit der Arbeitsvermittlung verbessert; die Aufnahme einer Erwerbstatigkeit
fir Zweitverdiener erleichtert; die nationale Strategie zur Armutsbekampfung
annimmt und umsetzt und die Sozialausgaben tberprift und rationalisiert;

das ausstehende Wettbewerbsgesetz rasch annimmt und umsetzt; weitere
MaRnahmen zur Starkung des Wettbewerbs bei den reglementierten Berufen sowie
in den Bereichen Verkehr, Gesundheitswesen, Einzelhandel und staatliche
Konzessionen ergreift.

Gemal Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates.
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Geschehen zu Brissel am

Im Namen des Rates
Der Préasident
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	unter Berücksichtigung der Schlussfolgerungen des Europäischen Rates,

